
 

Landesnaturschutzverband Telefon 0711 / 24 89 55 - 20 Bankverbindung, Nahverkehrsanschluss 
Baden-Württemberg e.V Telefax 0711 / 24 89 55 - 30 GLS Bank Stadtbahnhaltestelle Olgaeck 
Olgastr. 19 info@lnv-bw.de  Konto Nr. 702 132 6300 3 Stationen ab Hauptbahnhof 
70182 Stuttgart www.lnv-bw.de BLZ 430 609 67 mit U5, U6, U7, U12 oder U15 

Landesnaturschutzverband BW · Olgastraße 19 · 70182 Stuttgart 

Ministerium für Ländlichen Raum und  
Verbraucherschutz Baden-Württemberg 
Herrn Ministerialdirektor Reimer 
Postfach 10 34 44 
70029 Stuttgart  
 
 
  

Bearbeitung:  
Dr. Gerhard Bronner 
Dr. Anke Trube 
 

Stuttgart, den 07.05.2012 

 
Ihr Zeichen/Ihre Nachricht vom Unsere Zeichen/Unsere Nachricht vom Telefon/E-Mail 

21-9220.30 vom 12.03.2012 Mlr-lfischg-novelle-2012-2 0711/248955-23, Anke.Trube@lnv-bw.de 

 
Änderung des Landesfischereigesetzes Baden-Württemberg  

LNV-Stellungnahme zum Änderungsbedarf 

 

 

Sehr geehrter Herr Reimer, 

 

der LNV dankt nochmals für Ihr Schreiben und gibt in Ergänzung zum LNV-
Schreiben vom 26.04.2012, das stichwortartig den Diskussionsbedarf aus LNV-Sicht 
wiedergab, nach Diskussion und Klärung diverser Themen mit dem Landesfischerei-
verband nunmehr die folgende LNV-Stellungnahme ab.  

Der Landesfischereiverband hat mit Datum vom 25.04.2012 bereits eine getrennte 
Stellungnahme abgegeben, die Ihnen vorliegen müsste. 

 

Der LNV sieht Änderungsbedarf beim Landesfischereigesetz in folgenden Punkten 
(chronologisch nach Paragraphen), um es stärker an fischökologischen Anforderun-
gen und am Tierschutz auszurichten.: 

 

Anerkannte fischereiliche Grundsätze (§ 13):  
Besatz mit fangreifen Fischen zum Zweck des anschließenden Herausangelns sollte 
verboten werden, insbesondere auch in Teichwirtschaften, weil dies dem Tierschutz 
widerspricht.   
Das derzeit nur in der FischereiVO (dort § 3 Abs. 1) verankerte Nachtangelverbot 
sollte im Gesetz verankert werden.  
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Fischbesatz (§ 14 Abs. 2): 
Für Fischbesatz ist bislang nur dann eine Erlaubnis der Fischereibehörde notwendig, 
wenn es sich um nicht einheimische Fischarten handelt. Da sich die meisten Fischar-
ten wieder selbstständig vermehren, sollte Fischbesatz auf die Fälle beschränkt wer-
den, wo er wirklich nötig und sinnvoll ist. 

Um dies zu erreichen, sollte Fischbesatz nur noch im Rahmen von Hegeplänen (§ 
21a Abs. 2) vorgenommen werden, die mit den Fischereisachverständigen abge-
stimmt sind. Für die Zeit bis zum Vorliegen flächendeckender Hegepläne ist eine 
Übergangsbestimmung einzuführen, dass auch ein reiner vom Fischereisachver-
ständigen genehmigter Besatzplan ausreicht. 

Die Besatzpflicht im Musterpachtvertrag ist durch ein Besatzrecht abzulösen. 

 

Erstbesatz bislang fischfreier Gewässer (§ 14 Abs. 3) 

Wir bitten um Ergänzung: „Die Fischereibehörde entscheidet nach pflichtgemäßem 
Ermessen im Einvernehmen mit der Naturschutzbehörde“. 
 

Musterpachtvertrag (fehlt in § 18): 
Der LNV vermisst eine Verordnungsermächtigung des Landes für den Erlass eines 
Musterpachtvertrags, obwohl derartige Muster im Grundsatz existieren. Sie entspre-
chen jedoch nicht mehr den heutigen Erkenntnissen und es ist ein völlig neues Mus-
ter zu erstellen. Vorschläge dazu werden wir vorlegen. 

 

Anzeigepflicht für Pachtverträge (§ 19): 
Die Anzeigepflicht für Pachtverträge sollte beibehalten und auf alle Pachtverträge 
und Unterpachtverträge, unabhängig von ihrer Laufzeit, ausgedehnt werden. Dies 
beugt Fehlbesatz oder anderen naturschädlichen Maßnahmen vor. 
Die Anzeigepflicht sollte auf die Listen von Erlaubnisscheinen (nach § 37) und auf 
Pachtverträge von Bund und Land ausgedehnt werden (§ 19 Abs. 7).  

 

Befugnissen der Fischereibehörden (§ 19 Abs. 2 und 6, § 20 Abs. 1):  
Bei den Befugnissen der Fischereibehörden sollte ergänzt werden: 
„Die zuständigen Fischereibehörden treffen zur Erfüllung ihrer Aufgaben die Anord-
nungen, die im Einzelfall zur Abwehr einer Gefahr oder Beseitigung einer Störung 
nach pflichtgemäßem Ermessen erforderlich sind. Außerdem nehmen sie die zur Er-
füllung ihrer Aufgaben notwendigen Überprüfungen und Kontrollen vor.“ 

 

Hegeplan (§ 21a Abs. 2): 
Der Hegeplan soll in der Praxis eine größere Bedeutung erhalten. Er sollte deshalb 
mit einem eigenen Prargraphen im Gesetz verankert werden. Darin ist zu regeln, 
welche wesentlichen Inhalte der Plan haben soll. 
Vor Fortschreibung des Hege- bzw. Bewirtschaftungsplans sollte ein Umsetzungsbe-
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richt einschließlich Fang- und Besatzstatistik (sofern Besatz notwendig war) erstellt 
und der Fischereibehörde vorgelegt werden.  

 

Fischwege (§ 40): 
Die Formulierung "durch Fischbesatz" sollte ersetzt werden durch  „angemessener 
Beitrag für die Erhaltung des Fischbestandes“. 

 

Verordnungsermächtigung zur Landesfischereiverordnung (§ 44 Abs. 1): 
Diese sollte nicht nur zum Zweck des Schutzes der Fischerei, sondern auch zum 
Schutz der heimischen Fischarten  erlassen werden.  

 

Fischereibeiräte (§ 49 Abs. 1): 
An die Stelle „der Landesfischereiverbände“ sollte „der Landesfischereiverband“ tre-
ten“, der zu diesem Zweck vor vielen Jahren aus den Einzelverbänden gegründet 
wurde. 

 

 

Für die Berücksichtigung unserer Anregungen wären wir dankbar.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Dr. Gerhard Bronner 

stellvertretender Vorsitzender 

 


